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Änderung des Erbrechts: Stellungnahme des Regierungs-
rats 

Der Regierungsrat unterstützt die mit dem Vorentwurf zur Revision des Erb-
rechts angestrebte Senkung der Pflichtteilsquoten eines Nachlasses. Die Ein-
führung eines Unterhaltsvermächtnisses lehnt er hingegen ab, wie er in seiner 
Stellungnahme an das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement festhält. 

Der Bundesrat will das über hundert Jahre alte Erbrecht modernisieren. Er hat den 
Kantonen den Vorentwurf zu einer Änderung des Zivilgesetzbuchs unterbreitet. Der 
Regierungsrat unterstützt die angestrebte Senkung der Pflichtenteile für Nachkom-
men respektive Ehegatten. Er erachtet die heutige Regelung als zu starr. Sie wird 
den vielfältigen Lebensformen (z.B. Patchworkfamilie) nicht mehr gerecht. Durch die 
angestrebte Senkung der Pflichtanteile soll ein Erblasser künftig eine grössere Flexi-
bilität in der Regelung seines Nachlasses erhalten und kann beispielsweise Lebens-
partner oder Stiefkinder stärker begünstigen, was auch die Nachfolgeregelung in 
Familienunternehmen vereinfachen kann. 

Vom Regierungsrat abgelehnt wird hingegen die Einführung eines sogenannten Un-
terhaltsvermächtnisses. Wenn der überlebende Partner beispielsweise durch Pflege 
oder durch finanzielle Hilfe erhebliche Leistungen im Interesse des Verstorbenen er-
bracht hat, soll er einen Teil der Erbschaft für seinen Unterhalt verlangen können. 
Dasselbe gilt für Stiefkinder im Haushalt des Verstorbenen, die auf dessen finanzielle 
Unterstützung angewiesen sind. Der Regierungsrat beurteilt diese vorgeschlagene 
Regelung als zu unbestimmt und konfliktträchtig. 

Link: Stellungnahme des Regierungsrats an das Eidgenössische Justiz- und Polizei-
departement 
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